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Ortsabrundungssatzung „Fahrenweiher“ 

2. Erweiterung 

(Klarstellungs- und Ergänzungssatzung) 

Aufgrund des § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 des Baugesetzbuches (BauGB), i.d.F. der 
Bekanntmachung vom 03. November 2017 (BGBl. I S.3634), das zuletzt durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 22. Dezember 2025 (BGBl. I Nr. 348) geändert worden ist, i. V. m. Art. 23 der 
Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO) i.d.F. der Bekanntmachung vom 22.August 
1998 (GVBl. S. 796, BayRS 2020-1-1-l), zuletzt geändert durch § 1 des Gesetzes vom 23. 
Dezember 2025 (GVBl. S. 637) hat der Gemeinderat der Gemeinde Tiefenbach am 
……………. folgende Satzung beschlossen: 

§ 1 

Abrundung 

Der Geltungsbereich der Satzung vom 11.08.1981 mit einer Fläche von 84.634 m² wird um 
folgende Flurnummern der Gemarkung Tiefenbach erweitert:  

Teilflächen der Flur-Nrn. 668/11 und 668/12 alle Gemarkung Tiefenbach mit einer 
Gesamtfläche 3.366 m² (2. Erweiterung).

§ 2 

Räumlicher Geltungsbereich 

Die Grenzen der im Zusammenhang bebauten Ortschaft sind im Lageplan (M 1 : 1.000) 

dargestellt. Dieser ist Bestandteil der Satzung. 

§ 3 

Festsetzungen 

Zur Befestigung von Stellplätzen, Lagerflächen, Hauszugängen usw. sollen aus ökologischen 
Gründen zur Förderung der Grundwasserbildung nur wasserdurchlässige Materialien 
verwendet werden. Für deren Tragschichten sind nur Materialien mit einem Abflussbeiwert 
kleiner oder gleich 0,7 zu verwenden, wie z.B. Pflasterung mit mind. 30 % Fugenanteil, wasser- 
und luftdurchlässige Betonsteine, Rasengittersteine, Rasenschotter oder als 
wassergebundene Decke. 
Beleuchtung ist nur zulässig mit warmweißen LED-Beleuchtungssystemen zum Schutz der 
Insekten. Sockellose Einfriedungen mit mindestens 15 cm Bodenfreiheit sind für Wanderungen 
der Kleintiere zu verwenden. Schutzwürdige Gehölze, Einzelbäume, Baumgruppen und Alleen 
sind zu erhalten.  
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§ 4 

Hinweise 

Niederschlagswasser: 
Grundsätzlich ist für eine gezielte Versickerung von gesammeltem Niederschlagswasser oder 
eine Einleitung in oberirdische Gewässer (Gewässerbenutzungen) eine wasserrechtliche 
Erlaubnis durch die Kreisverwaltungsbehörde erforderlich. Hierauf kann verzichtet werden, 
wenn bei Einleitungen in oberirdische Gewässer die Voraussetzungen des Gemeingebrauchs 
nach § 25 WHG in Verbindung mit Art. 18 Abs. 1 Nr. 2 BayWG mit TRENOG (Technische Regeln 
zum schadlosen Einleiten von gesammeltem Niederschlagswasser in oberirdische Gewässer) 
und bei Einleitung in das Grundwasser (Versickerung) die Voraussetzungen der erlaubnisfreien 
Benutzung im Sinne der NWFreiV (Niederschlagswasserfreistellungsverordnung) mit TRENGW 
(Technische Regeln für das zum schadlosen Einleiten von gesammeltem Niederschlagswasser 
in das Grundwasser) erfüllt sind. 
Grundwasser: 
Die Einleitung von Grund-, Drän- und Quellwasser in die öffentliche Kanalisation ist nicht 
zulässig. 
Im Planungsgebiet muss mit Schichtwasser gerechnet werden. Bei der Unterkellerung kann 
Hang- und Schichtwasser angetroffen werden. Derartige Verhältnisse sind dem Baugrundrisiko 
zuzurechnen. Ein den allgemein anerkannten Regeln der Technik entsprechender Schutz 
hiervor, z.B. durch wasserdichte Ausführung des Kellers bzw. den Einbau von 
Bauwerksdrainagen, liegt im Verantwortungsbereich des Bauherrn bzw. Entwurfsverfassers. Es 
wird empfohlen die gegebenenfalls im Untergrund vorhandenen Wasserwegsamkeiten durch 
geeignete Maßnahmen (z.B. Kiesschicht unter der Bauwerkssohle, Verfüllung von Ar-
beitsräumen mit nicht bindigem Material) aufrecht zu erhalten. 
Auf die Anzeigepflicht gemäß § 49 WHG i.V.m. Art. 30 BayWG bei der Freilegung von 
Grundwasser (mindestens einen Monat vor Beginn der Arbeiten beim Landratsamt) und die 
Erlaubnispflicht von Bauwasserhaltungen gemäß § 8 i.V.m. § 9 WHG wird hingewiesen. Wird 
Grundwasser unbeabsichtigt erschlossen, ist das Landratsamt unverzüglich zu benachrichtigen. 
Bodenschutz: 
„Mutterboden (Oberboden) ist nach § 202 BauGB in nutzbarem Zustand zu erhalten und vor 
Vergeudung und Vernichtung zu schützen. Überschüssiger Mutterboden ist möglichst 
hochwertig nach den Vorgaben des §12 BBodSchV zu verwerten.“ 
Bei der Planung und Durchführung von baulichen Maßnahmen sind die Anforderungen nach 
DIN 19639 und DIN 19731 für einen schonenden Umgang mit Böden zu beachten. Insbesondere 
ist vor den Bautätigkeiten der schützenswerte Oberboden (Humus) vorher abzuschieben, seitlich 
zu lagern und anschließend wieder zu verwerten. Haufwerke von Oberboden und Unterboden 
dürfen nicht schädlich verdichtet und daher nicht befahren oder als Lagerflächen genutzt 
werden. Das Befahren von Boden ist bei ungünstigen Boden-, Witterungsverhältnissen und 
Wassergehalten möglichst zu vermeiden. Ansonsten sind Schutzmaßnahmen entsprechend 
DIN 18915 zu treffen.
Für die Entsorgung überschüssiger Massen ist rechtzeitig ein entsprechendes 
Bodenmanagementkonzept zu erstellen. 
Oberflächenabfluss und Sturzflut: 
Infolge von Starkregenereignissen können im Bereich der Ortsabrundungssatzung 
Überflutungen auftreten. Um Schäden zu vermeiden, sind bauliche Vorsorgemaßnahmen zu 
treffen, die das Eindringen von oberflächlich abfließendem Wasser in Erd- und 
Kellergeschosse dauerhaft verhindert. 
Es wird eine Rohfußbodenoberkante des Erdgeschosses der Gebäude von mindestens 25 cm 
über Fahrbahnoberkante / über Gelände empfohlen. Tiefgaragenzufahrten sollten konstruktiv so 
gestaltet werden, dass infolge von Starkregen auf der Straße oberflächlich abfließendes Wasser 
nicht eindringen kann. 

Kellerfenster sowie Kellereingangstüren sollten wasserdicht und/oder mit Aufkantungen, z.B. 
vor Lichtschächten, ausgeführt werden. Der Abschluss einer Elementarschadensversicherung 
wird empfohlen. 



Klarstellungs- und Ergänzungssatzung „Fahrenweiher“ – 2. Erweiterung i.d.F. vom 08.04.2026 

§ 5 

In-Kraft-Treten 

Die Änderungssatzung tritt mit der ortsüblichen Bekanntmachung nach § 10 Abs. 3 BauGB in 

Kraft. 

Tiefenbach, den …………….. 
Gemeinde Tiefenbach 

Ludwig Prögler 
Erster Bürgermeister 
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Begründung zur Klarstellungs- und Ergänzungssatzung Fahrenweiher - 
2. Erweiterung, Gemeinde Tiefenbach 

Bedarf: 

In der Ortschaft Fahrenweiher ist der Bedarf an Bauflächen vorhanden. Durch die 2. 
Erweiterung der Ortsabrundungssatzung vom ………….. soll im Rahmen einer geordneten 
Bebauung den Wünschen der bauwilligen Grundstückseigentümer Rechnung getragen und 
die Ortschaft Fahrenweiher baulich weiterentwickelt werden. 

Durch die Änderungssatzung sollen die Grenzen der bebauten und der noch bebaubaren 
Bereiche in Fahrenweiher festgelegt, bzw. erweitert werden. Dadurch wird innerhalb dieser 
Grenzen eine Bebauung ohne Bebauungsplan ermöglicht. 

Die vom erweiterten Geltungsbereich der Satzung erfassten Grundstücke und 
Grundstücksteilflächen liegen außerhalb des Landschaftsschutzgebietes. Sie sind im 
rechtskräftigen Flächennutzungsplan als Fläche für die Landwirtschaft dargestellt. 

Erschließung: 

Die Erschließung der in der Erweiterung der Satzung einbezogenen Grundstücke ist gesichert. 
Das Grundstück grenzt entweder an öffentliche Verkehrsflächen oder an bereits bebaute 
Flächen an. Die Abwasserbeseitigung erfolgt im Trennsystem. Die Ortschaft Fahrenweiher ist 
an die gemeindliche Wasserversorgungsanlage angeschlossen. 

Zur Befestigung von Stellplätzen, Lagerflächen, Hauszugängen usw. sollen aus ökologischen 
Gründen zur Förderung der Grundwasserbildung nur wasserdurchlässige Materialien 
verwendet werden. Geeignet sind hierfür unter anderem Schotterrasen, wassergebundene 
Decken, Rasengittersteine oder Porenpflaster. Beleuchtung nur mit warmweißen LED-
Beleuchtungssystemen zum Schutz der Insekten und sockellose Einfriedung mit mindestens 
15 cm Bodenfreiheit für Wanderungen der Kleintiere sind zu verwenden. Der Erhalt 
schutzwürdiger Gehölze, Einzelbäume, Baumgruppen und Alleen ist zu beachten. 

Naturschutzrechtliche Eingriffsregelung: 

Im Rahmen der Eingriffsregelung sollen negative Folgen von Eingriffen in Natur und 
Landschaft vermieden und minimiert werden. Des Weiteren sollen nicht vermeidbare 
Eingriffe durch Maßnahmen des Naturschutzes ausgeglichen werden. 
Als Grundlage für die naturschutzfachliche Bewertung der Eingriffsfläche und die Ermittlung 
des Kompensationsflächenbedarfs dient der Leitfaden des Bayerischen Staatsministeriums 
für Landesentwicklung und Umweltfragen „Bauen im Einklang mit Natur und Landschaft“ 
(BayStMLU 2003). 

Bei der Bebauung bisher unbebauter Grundstücke werden Ausgleichsmaßnahmen 
erforderlich.  
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Ermittlung des Ausgleichsflächenbedarfs nach dem neuen Leitfaden „Bauen im 
Einklang mit Natur und Landschaft“ 

Bewertung von Natur und Landschaft 

Gebiet geringer Bedeutung für Naturhaushalt und Landschaftsbild   Kategorie I (Grünland) 

Auswirkungen der Planung 

festgesetzte GRZ  =  0,30  

Bewertung in Wertpunkte: Bewirtschaftete Äcker (A11): 2 WP 

Ermittlung der Eingriffsfläche 

Flur-Nr. 668/11:     1.480 m² 

Flur-Nr. 668/12:     1.886 m² 

Eingriffsfläche:     3.366 m² 

x GRZ x 2 WP:  × 0,3 x 2 WP 

Zwischenergebnis in Wertpunkte    2.020 WP 

Bewertung in Wertpunkte: artenreiches Extensivgrünland (G214): 12 WP 

Summe in Wertpunkte     2.020 WP 

abzgl. festgesetzte Vermeidungsmaßn. (- 20 %) -      404 WP 

Gesamtergebnis in Wertpunkte     1.616 WP 

Die Gemeinde Tiefenbach stellt in Absprache mit der Unteren Naturschutzbehörde 
außerhalb des Planungsgebiets geeignete Ausgleichsflächen zur Verfügung.  
Auf der Flurnummer 470 Gemarkung Tiefenbach wird intensives Grünland (G11 mit 3 WP) 
zu einer artenreiches Extensivgrünland (G214 mit 12 WP) aufgewertet (Aufwertung um 9 
Wertpunkte). 

1.616 WP : 9 WP = 180 m² (Ausgleichsflächenbedarf) 

Die Wiese wird aus der intensiven landwirtschaftlichen Nutzung herausgenommen (keine 
Bodenbearbeitung, kein Pflegeumbruch, keine Neusaat / Narbenverbesserung). Auf die 
Verwendung von Pflanzenschutz- oder Düngemittel ist zu verzichten, im Herbst soll eine 
späte Mahd erfolgen mit einer Abfuhr des Mähgutes. Mulchung ist zu unterlassen. 
Der Bereich im Osten der Flurnummer 470 Gemarkung Tiefenbach ist mit Gehölzen 
bestockt. Die Ausgleichsfläche bildet einen Pufferstreifen zu angrenzenden intensiv 
landwirtschaftlich genutzten Flächen und dem bestehenden Gehölzbestand.  
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Abb. 1: Ausgleichsfläche Flur-Nr. 470 Gemarkung Tiefenbach 

Die Ausgleichsmaßnahmen sind grundbuchmäßig abzusichern. 

Auswirkungen auf die Umwelt: 

Die neu zu errichtenden Gebäude, die einen Wasserbedarf auslösen, sind an die öffentliche 
Wasserversorgungsanlage anzuschließen. Die erforderliche Abwasserbeseitigung erfolgt 
über die öffentlichen Entwässerungseinrichtungen im Trennsystem. 

In der Ortschaft Fahrenweiher sind gewerbliche und landwirtschaftliche Betriebe vorhanden. 
Durch die Erweiterung der bestehenden Betriebe und Wohnbebauung sind keine 
schädlichen Auswirkungen auf die Umwelt zu erwarten. 

Tiefenbach, den ……………… 
Gemeinde Tiefenbach 

Ludwig Prögler 
Erster Bürgermeister 

Biotop 6541-0119-017

Ausgleichsfläche 
2. Erweiterung  Landschaftsschutzgebiet 

Oberer Bayerischer Wald 


